
Zweite Ordnung zur Änderung  
der Ordnung des Fachbereichs 02: Sozialwissenschaften, Medien und Sport  

der Johannes Gutenberg-Universität Mainz  
für die Prüfung im Bachelorstudiengang „Sport & Sportwissenschaft“ 

vom 2. Juni 2014 
(Veröffentlichungsblatt der Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 

Nr. 08/2014, S. 349) 

Aufgrund des § 7 Abs. 2 Nr. 2 und § 86 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 des Hochschulgesetz in der Fassung 
vom 19. November 2010 (GVBl. S. 463), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Juni 2013 (GVBl. 
S.157), BS 223-41, hat der Fachbereichsrat des Fachbereichs 02 – Sozialwissenschaften, Medien 
und Sport am 20. November 2013 die folgende Änderung der Ordnung des Fachbereichs 02: So-
zialwissenschaften, Medien und Sport der Johannes Gutenberg-Universität Mainz für die Prüfung 
im Bachelorstudiengang „Sport & Sportwissenschaft“ beschlossen. Diese Ordnung hat der Präsi-
dent der Johannes Gutenberg-Universität Mainz mit Schreiben vom 19. Mai 2014, Az.: 
03/02/02/01/00/027 genehmigt. Sie wird hiermit bekannt gemacht. 

Artikel 1 

Die Ordnung des Fachbereichs 02: Sozialwissenschaften, Medien und Sport der Johannes Guten-
berg-Universität Mainz für die Prüfung im Bachelorstudiengang „Sport & Sportwissenschaft“ vom  
9. Juni 2009 (StAnz. S. 1122), geändert mit der Ordnung vom 19. Dezember 2011 (StAnz. S. 97), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 5 wird folgender neuer Absatz 6 eingefügt: 

„(6) Der Prüfungsausschuss ist dazu berechtigt, wissenschaftliche Arbeiten auch mit Hilfe 
elektronischer Mittel auf Täuschungen und Täuschungsversuche zu überprüfen. Zu diesem 
Zweck kann er von der Verfasserin oder dem Verfasser die Vorlage einer geeigneten elektroni-
schen Fassung der Arbeit innerhalb einer angemessenen Frist verlangen. Wird dieser Auffor-
derung nicht nachgekommen, kann die Arbeit als nicht bestanden bewertet werden.“ 

b) Die bisherigen Absätze 6 und 7 werden Absätze 7 und 8. 

2. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Prüferinnen oder Prüfer sind Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, Habilitierte, wis-
senschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Aufgaben gemäß § 56 Abs. 1 Satz 2 Hoch-
SchG, Lehrbeauftragte gemäß § 63 HochSchG sowie Lehrkräfte für besondere Aufgaben ge-
mäß § 58 HochSchG. Die Mitwirkungsrechte von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern 
werden durch Emeritierung und Pensionierung nicht berührt. Honorarprofessorinnen und Ho-
norarprofessoren sowie in der beruflichen Praxis erfahrener Personen gemäß § 25 Abs. 4 Satz 
2 HochSchG können durch Beschluss des zuständigen Prüfungsausschusses auf Vorschlag 
des zuständigen Fachbereichsrats zu Prüferinnen oder Prüfern bestellt werden. Als Prüferin-
nen oder Prüfer für eine Fachprüfung kann nur benannt werden, wer in dem Fach, in dem die 
Prüfung abgelegt wird, eine Lehrtätigkeit an einer Hochschule ausübt oder in den zurücklie-



genden vier Semestern ausgeübt hat oder über nachgewiesene einschlägige berufspraktische 
Erfahrungen verfügt.“ 

b) Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Für die Prüferinnen und Prüfer und Beisitzerinnen oder Beisitzer gilt § 7 Abs. 7 Satz 2 und 
3 entsprechend.“ 

3. In § 11 Abs. 1 wird hinter den letzten Satz der Satz „Es gilt das Prinzip exemplarischen Prü-
fens.“ angefügt.  

4. In § 12 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Auf Wunsch der Kandidatin oder des Kandidaten und mit Zustimmung der Prüferin oder 
des Prüfers bzw. der Prüferinnen oder Prüfer können einzelne mündliche Prüfungen in einer 
Fremdsprache abgehalten werden. Der Fachanhang kann eine abweichende Regelung vorse-
hen.“ 

5. § 13 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Eine Prüfung im Antwort-Wahl-Verfahren („Multiple-Choice-Prüfung“) liegt dann vor, wenn 
die Bestehensgrenze ausschließlich durch Markieren der richtigen oder der falschen Antworten 
erreicht werden kann. Hierbei wird die Bestehensgrenze von der Prüferin oder dem Prüfer, je 
nach Schwierigkeitsgrad der Klausur, zwischen 50 und 60 Prozent festgelegt. Prüfungen im 
Antwort-Wahl-Verfahren sind nur zulässig, wenn sie dazu geeignet sind, den Nachweis über 
das Erreichen des Prüfungsziels gemäß § 11 Abs. 1 Satz 2 zu erbringen. Eine Prüfung im 
Antwort-Wahl-Verfahren ist von zwei Prüferinnen oder Prüfern vorzubereiten. Die Prüferinnen 
und Prüfer wählen den Prüfungsstoff aus, formulieren die Fragen, legen die Antwortmöglichkei-
ten und die Gewichtung der Fragen fest. Hierbei ist sicherzustellen, dass das Verhältnis der zu 
erzielenden Punkte in den einzelnen Fragen zur erreichbaren Gesamtpunktzahl dem jeweiligen 
Schwierigkeitsgrad entspricht. Sie erstellen das Bewertungsschema und wenden es im An-
schluss an die Prüfung an. Die Prüfungsfragen müssen zweifelsfrei verstehbar, eindeutig be-
antwortbar und dazu geeignet sein, den zu überprüfenden Kenntnis- und Wissenstand der 
Kandidatinnen und Kandidaten eindeutig festzustellen. Die Voraussetzungen für das Bestehen 
der Prüfung sind vorab festzulegen. Vor der erstmaligen Durchführung einer Prüfung im Ant-
wort-Wahl-Verfahren ist dem zuständigen Prüfungsausschuss von den Prüferinnen und Prü-
fern eine Beschreibung der Prüfung vorzulegen, aus der sich die Eignung gemäß Satz 2 ergibt. 
Ferner sind für jede Prüfung 

• die ausgewählten Fragen, 

• die Musterlösung und 

• das Bewertungsschema  

beim zuständigen Prüfungsausschuss zu hinterlegen. Die Prüfung ist bestanden, wenn die 
Kandidatin oder der Kandidat mindestens die für das Bestehen der Prüfung erforderliche Min-
destprozentzahl der insgesamt erreichbaren Punkte erzielt. Diese Mindestprozentzahl ist kon-
stant gleich der Bestehensgrenze, falls die durchschnittliche Prüfungsleistung aller Prüfungs-
teilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer (in Prozent) den Wert der Bestehensgrenze nicht un-



terschreitet. Falls die durchschnittliche Prüfungsleistung diesen Wert jedoch unterschreitet, 
wird die erforderliche Mindestprozentzahl festgelegt als Summe des klausurspezifischen Bonus 
und der mit dem klausur-spezifischen Faktor multiplizierten durchschnittlichen prozentualen 
Prüfungsleistung aller Prüfungsteilnehmerinnen und-teilnehmer. 

Der klausurspezifische Bonus ist das statistisch zu erwartende Prüfungsergebnis (in Prozent), 
wenn die Multiple-Choice-Fragen der Prüfung von der Kandidatin oder dem Kandidaten bei op-
timaler Strategie rein zufällig ausgefüllt werden. Der klausurspezifische Faktor ist gleich der 
Differenz von Eins und dem Verhältnis des klausurspezifischen Bonus zur Bestehensgrenze. 
Wurde die für das Bestehen der Prüfung erforderliche Mindestpunktzahl erreicht, so lautet die 
Note 

sehr gut“, wenn mindestens 75 Prozent, 

„gut“,  wenn mindestens 50 aber weniger als 75 Prozent, 

„befriedigend“, wenn mindestens 25 aber weniger als 50 Prozent, 

„ausreichend“, wenn keine oder weniger als 25 Prozent 

der über die Mindestpunktzahl hinausgehenden Punkte erreicht worden sind. Es wird empfoh-
len, Prüfungen im Antwort-Wahl-Verfahren nur dann durchzuführen, wenn die Anzahl der Prü-
fungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer sowie die Anzahl der Prüfungsfragen 30 nicht 
unterschreitet, und sie so zu gestalten, dass der klausurspezifische Bonus den Wert 20 Pro-
zent nicht überschreitet. Nach einer nichtbestandenen zweiten Wiederholung einer Prüfung im 
Antwort-Wahl-Verfahren findet eine mündliche Ergänzungsprüfung gemäß Absatz 5 statt; in 
Abweichung von Absatz 5 ist diese jedoch verpflichtend." 

b) Folgender neuer Absatz 9 wird angefügt: 

„(9) Auf Wunsch der Kandidatin oder des Kandidaten und mit Zustimmung der Prüferin oder 
des Prüfers bzw. der Prüferinnen oder Prüfer können einzelne schriftliche Prüfungen in einer 
Fremdsprache abgehalten werden. Der Fachanhang kann eine abweichende Regelung vorse-
hen.“ 

6. § 15 wird wie folgt geändert: 

a)  Absatz 9 erhält folgende Fassung: 

„(9) Die Kandidatin oder der Kandidat reicht die Bachelorarbeit fristgemäß beim zuständigen 
Prüfungsausschuss gebunden und in zweifacher Ausfertigung  in Papierform sowie zusätzlich 
in einer elektronischen Form ein, die der Prüfungsausschuss bestimmt. Sie oder er hat bei der 
Abgabe eine schriftliche Versicherung gemäß § 17 Abs. 5 einzureichen. Wird die Arbeit gemäß 
Absatz 7 in einer Fremdsprache angefertigt, ist eine deutschsprachige Zusammenfassung bei-
zufügen. Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. Wird die Bachelorarbeit nach 
Absatz 5 nicht fristgerecht abgegeben, gilt sie als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Wird 
die Bachelorarbeit nicht in der Form gem. Satz 1 und 2 abgegeben, kann sie als mit „nicht aus-
reichend“ (5,0) bewertet werden.“   

b) Absatz 10 erhält folgende Fassung: 

„(10) Der zuständige Prüfungsausschuss leitet die Bachelorarbeit der Betreuerin oder dem Be-
treuer als Erstgutachterin oder Erstgutachter zu. Gleichzeitig bestellt er in der Regel eine weite-
re Gutachterin oder einen weiteren Gutachter aus dem Kreis der Prüfungsberechtigten gemäß 
§ 8 Abs. 2 zur Zweitbewertung und leitet ihr oder ihm die Arbeit zu. Mindestens eine oder einer 



der Gutachtenden soll dem  Institut für Sportwissenschaft der Universität Mainz angehören und 
Hochschullehrerin oder Hochschullehrer sein oder im jeweiligen Fach habilitiert sein.“ 

7. § 19 wird wie folgt geändert:  
a) In Absatz 3 wird Satz 3 gestrichen. 
b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Bei schriftlichen Prüfungsleistungen gemäß § 13 mit Ausnahme von Klausuren sowie bei 
der Bachelorarbeit gemäß § 15 hat die oder der Studierende bei der Abgabe der Arbeit eine 
schriftliche Erklärung beizufügen, dass die Arbeit selbstständig verfasst und ausschließlich die 
angegebenen Quellen und Hilfsmittel verwendet wurden und von der Ordnung zur Sicherung 
guter wissenschaftlicher Praxis in Forschung und Lehre und zum Verfahren zum Umgang mit 
wissenschaftlichem Fehlverhalten Kenntnis genommen wurde. Erweist sich eine solche Erklä-
rung als unwahr oder liegt ein sonstiger Täuschungsversuch oder ein Ordnungsverstoß bei der 
Erbringung von Prüfungsleistungen vor, gelten die Absätze 3 und 4 entsprechend.“ 

8. Der Anhang zu den §§ 5, 6, 11-16 wird wie folgt geändert: 

a) Modul 10 erhält folgende Fassung: 

Modul 10 „Weitere Sportarten/-aktivitäten und Exkursion“ 
Lehrveranstaltung Art Regel-

semester
Verpflich-
tungsgrad 

SWS LP Studien-
leistung 

1. Sportaktivität 1.1 S mit inte-
grierter Ü 

5 (4)* WPfl. 2 SWS 2 LP Klausur aus 
1 und 2 

oder  
3 und 4 

(60 Min.) 

2. Sportaktivität 1.2 S mit inte-
grierter Ü 

6 (5)* WPfl. 2 SWS 3 LP 

3. Sportaktivität im Rahmen 
einer Kompaktveranstal-
tung  

V 5 (4)* WPfl. 1 SWS 1 LP 

4. Sportaktivität im Rahmen 
einer Kompaktveranstal-
tung 

S mit inte-
grierter Ü 

5 (4)* WPfl. 3 SWS 2 LP 

Modulprüfung: Modulprüfung aus 1 und 2 oder 3 und 4, welche nicht Gegenstand der Stu-
dienleistung ist. 
Bei Sportaktivitäten mit sportpraktischer Prüfung besteht die Modulprüfung 
aus einem schriftlichen (Klausur 30 Min.) und einem sportpraktischen Ab-
schnitt (Lehrkompetenz 30 – 60 Min), gewichtet 1:11

Bei Sportaktivitäten ohne sportpraktische Prüfung besteht die Prüfung nur aus 
einem schriftlichen Abschnitt (Klausur 60 Min.) 

Modulnote Note der Modulprüfung 
Sonstiges 1Aus organisatorischen Gründen werden die beiden Abschnitte der Modulprü-

fung bei Sportaktivitäten mit sportpraktischer Prüfung in Theorie und Lehr-
kompetenz zeitlich direkt nacheinander durchgeführt.  

Gesamt 8 SWS 8 LP  

b) In Modul 11 wird die Lehrveranstaltung 3. „Projektmanagement und -kontrolle“ zu „Projekt-
management“. 



c) In Modul 12 wird die Lehrveranstaltung 1. „Einführung in Projektplanung, -durchführung 
und  -evaluation“ zu „Planung, Durchführung und Evaluation von wissenschaftlichen Projek-
ten“. 

d) Modul 13 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Lehrveranstaltung 1. „Sportethik“ wird zu „Sportphilosophie“. 

bb) Die Art der Lehrveranstaltung 1. wird geändert von „V“ zu „V mit integrierter Ü“. 

Artikel 2 

Diese Änderung der Ordnung des Fachbereichs 02: Sozialwissenschaften, Medien und Sport der 
Johannes Gutenberg-Universität Mainz für die Prüfung im Bachelorstudiengang „Sport und Sport-
wissenschaft“ tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Veröffentlichungsblatt der Johannes Gu-
tenberg-Universität Mainz in Kraft. 

Mainz, den 2. Juni 2014 

Der Dekan des Fachbereichs 02 
Univ.-Prof. Dr. Gregor Daschmann 
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